
Praxishandbuch Softwarerecht

Urheberrecht, Patentrecht, Markenrecht, Wettbewerbsrecht, Erscheinungsformen der Softwareverträge,
Pflichtverletzungen, Vertragsgestaltung, Allgemeine Geschäftsbedingungen, Musterverträge

Bearbeitet von
Von Prof. Dr. Jochen Marly

7. Auflage 2018. Buch inkl. Online-Nutzung. XXXVI, 910 S. Mit Zugang zur Online-Version der
Musterverträge in beck-online DIE DATENBANK für einen Nutzer. In Leinen

ISBN 978 3 406 71166 4
Format (B x L): 16,0 x 24,0 cm

Recht > Handelsrecht, Wirtschaftsrecht > Telekommunikationsrecht, Postrecht, IT-
Recht > IT-Recht, Internetrecht, Informationsrecht

Zu Leseprobe und Sachverzeichnis

schnell und portofrei erhältlich bei

Die Online-Fachbuchhandlung beck-shop.de ist spezialisiert auf Fachbücher, insbesondere Recht, Steuern und Wirtschaft.
Im Sortiment finden Sie alle Medien (Bücher, Zeitschriften, CDs, eBooks, etc.) aller Verlage. Ergänzt wird das Programm
durch Services wie Neuerscheinungsdienst oder Zusammenstellungen von Büchern zu Sonderpreisen. Der Shop führt mehr

als 8 Millionen Produkte.

http://www.beck-shop.de/Marly-Praxishandbuch-Softwarerecht/productview.aspx?product=20208614&utm_source=pdf&utm_medium=clickthru_ihv&utm_campaign=pdf_20208614&campaign=pdf/20208614
http://www.beck-shop.de/trefferliste.aspx?toc=27870
http://www.beck-shop.de/trefferliste.aspx?toc=27870
http://www.beck-shop.de/fachbuch/leseprobe/Marly-Praxishandbuch-Softwarerecht-9783406711664_2501201806151433_lp.pdf
http://www.beck-shop.de/fachbuch/sachverzeichnis/Marly-Praxishandbuch-Softwarerecht-9783406711664_2501201806151450_rg.pdf


  
Druckerei C. H  . Beck 

Marly, Praxishandbuch Softwarerecht . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
  

 
Medien mit Zukunft

Revision, 17.01.2018     

   

 I

Jochen Marly 
Praxishandbuch Softwarerecht 

 
 
 

Revision 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



  
Druckerei C. H  . Beck 

Marly, Praxishandbuch Softwarerecht . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
  

 
Medien mit Zukunft

Revision, 17.01.2018     

  

 II 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



  
Druckerei C. H  . Beck 

Marly, Praxishandbuch Softwarerecht . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
  

 
Medien mit Zukunft

Revision, 17.01.2018     

   

 III

Praxishandbuch Softwarerecht 
 

Rechtsschutz und Vertragsgestaltung  
 
 

Urheberrecht · Patentrecht · Pflichtverletzungen 
Vertragsgestaltung 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 
 

Musterverträge zum 
Download 

 
 
 

von 
 
 

Dr. Jochen Marly 
Professor an der Technischen Universität 

Darmstadt 
 
 
 

7., vollständig überarbeitete Auflage 
2018 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



  
Druckerei C. H  . Beck 

Marly, Praxishandbuch Softwarerecht . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
  

 
Medien mit Zukunft

Revision, 17.01.2018     

  

 IV 

5  

Wichtiger Hinweis für die Benutzer dieses Handbuchs 
 

Im hinteren Buchumschlag ist eine CD-ROM 
mit Musterverträgen enthalten. 

Die Dateien sind im Word- und PDF-Format abgespeichert und  
können somit von den meisten PC gelesen werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
www.beck.de 

 
 

ISBN 978 3 406 71166 4 
 

© 2018 Verlag C. H. Beck oHG 
Wilhelmstraße 9, 80801 München 

 
Druck und Bindung: Kösel GmbH & Co. KG, 

Am Buchweg 1, 87452 Altusried-Krugzell 
Satz und Umschlaggestaltung: Druckerei C. H. Beck, Nördlingen 

  
Gedruckt auf säurefreiem, alterungsbeständigem Papier 

(hergestellt aus chlorfrei gebleichtem Zellstoff) 



  
Druckerei C. H  . Beck 

Marly, Praxishandbuch Softwarerecht . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
  

 
Medien mit Zukunft

Revision, 17.01.2018     

   

 

 
 
 
 
 
 

Für Evelyn, 

die ich während der Ausarbeitung  
dieses Handbuchs sehr vermisste. 

 
 
Revision 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



  
Druckerei C. H  . Beck 

Marly, Praxishandbuch Softwarerecht . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
  

 
Medien mit Zukunft

Revision, 17.01.2018     

  

 

 
 
 
 
 
 
 
 



  
Druckerei C. H  . Beck 

Marly, Praxishandbuch Softwarerecht . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
  

 
Medien mit Zukunft

Revision, 17.01.2018     

 Vorwort VII 

 

Revision 
 

Vorwort 
Vorwort 
Vorwort 

Das Softwarerecht ist ständig im Wandel. Nicht nur die technologische Wei- 
terentwicklung, sondern auch die immer wieder neuen Rechtsfragen scheinen  
keinen Stillstand zu kennen. Dies machte es erforderlich, das vorliegende Hand- 
buch nach drei Jahren umfassend zu überarbeiten und auf den neusten Stand zu 
bringen.  

Nach wie vor ist das Softwarerecht eine Querschnittsmaterie, die mannigfaltige 
Gesetze berührt und nicht auf einen Teilaspekt reduziert werden kann. Rückbli-
ckend auf die vergangenen drei Jahre kann als Schwerpunkt der juristischen Diskus-
sion das Urheberrecht auf der einen und das Recht der Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen auf der anderen Seite benannt werden. Während die urhebrrechtlichen 
Fragen vornehmlich entstanden sind, weil das Urheberrechtsgesetz den technolig-
schen Herausforderungen nicht immer eine sofort einsichtige Antwort zu liefern 
vermag, gilt dies für das AGB-Recht nicht. Dort ist eher der klassische Konflikt zwi-
schen einseitiger Interessenwahrnehmung eines Klauselverwenders und schutzbefür-
tigem Kunden Auslöser mannigfaltiger Streitigkeiten. Insbesondere die sogenannten 
Global-Player US-amerikanischer Herkunft scheinen sich diesbezüglich besonders 
hervorzutun. Das Wort „Vertragspartner“ wird manchmal sehr einseitig ausgelegt 
und ist von einem partnerschaftlichen Interessenausgleich weit entfernt. Darüberhi-
naus führen unterschiedliche Sprachen des Herstellers und seiner Kunden mitunter 
dazu, dass Verträge an fremde Spachen und fremde Rechtsordnungen angepasst 
werden müssten. Dass sich selbst wirtschaftlich starke Markteilnehmer dieser Her-
ausforderung mitunter verweigern, zeigen teils maschinelle Übersetzungen von Ver-
trägen mit sinnlosen Wortkreationen wie „Gesetzsprechung“ und ähnlich Absurdi-
täten. Die juristischen Probleme werden hierduch jedenfall nicht kleiner. 

Wie immer wurde versucht, nicht nur der technologischen Weiterentwicklung 
Rechnung zu tragen, sondern auch den Stand von Rechtsprechung und Schrifttum 
umfassend wiederzugeben. Hervorzuheben ist an dieser Stelle erneut die große Be-
deutung der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs auch im Softwarerecht. 
Mehrere Entscheidungen zum Urheberrecht bedurften umfassender Berücksichti-
gung. Auch die schon seit Jahren tobende Diskussion über den sogenannten Handel 
mit Gebrauchsoftware ging weiter und musste eingearbeitet werden. Gleiches gilt 
etwa für das Cloud Computing und insbesondere für die Apps für Smartphones und 
Tablet-Computer, deren wirtschaftliche Bedeutung dank unvorstellbarer Wachtums-
raten beachtlich ist. Digitale Plattformen rücken immer mehr in das Zentrum der 
Marktstrukturen und verdrängen klassische einseitige Märkte. 

In die Darstellung eingearbeitet wurde das „Gesetz zur Reform des Bauvertrags-
rechts und zur Änderung der kaufvertraglichen Mängelhaftung“, das für alle ab 
dem 1.1.2018 geschlossenen Verträge gilt. Die neu ins BGB aufgenommenen Vor-
schriften strahlen auch ins Softwarevertragsrecht aus. Da die vor diesem Zeitpunkt 
geschlossenen Verträge noch nach altem Recht zu beurteilen sind, wurden jeweils 
beide Fassungen zitiert. Hierdurch leidet mitunter der Lesefluss etwas, aber zu ver-
meiden war dies nicht. 

Um den Umfang der Darstellung nicht unnötig anwachsen zu lassen, wurden 
zahlreiche alte Passagen gekürzt und auch viele Fundstellenangaben von alten An-
gaben befreit, selbst wenn sie inhaltlich noch zutreffend waren.  
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VIII Vorwort 

 

Die Musterverträge finden sich nun nicht mehr auf einer beigefügten CD, sondern 
werden zum Download bereitgestellt. Die gesetzlichen Vorschriften und zahlreiche 
Urteile können mit Hilfe von „JLaw – Gesetze und Urteile“, einer vom Autoren die-
ses Handbuchs herausgegebenen App, auch mobil nachgelesen werden. JLaw kann 
unentgeltlich im Apple App Store sowie bei Google Play geladen werden. 

Die Neubearbeitung des Werks wurde im Oktober 2017 abgeschlossen. Recht-
sprechung und Schrifttum sind bis zu diesem Stand berücksichtigt.  

Die Veröffentlichung eines derart umfassenden Werks zum schnelllebigen Soft-
warerecht ist für einen Einzelautor eine große Herausforderung, die ohne Unterstüt-
zung nicht bewältigt werden kann. Dank für wochenlanges Lesen des Manuskripts 
schulde ich meinen Mitarbeitern, Frau Anna-Lena Wirz sowie Herrn RA Matthias 
Prinz. Besonderer Dank gilt aber wie immer meiner Sekretärin, Frau Vera Heine. 
Trotz außerordentlich schwieriger äußerer Umstände hat sie – souverän wie immer 
– das chaotische Manuskript in eine vorzeigbare Form gebracht. Aus der Sicht des 
Autors ist es eine Katastrophe, dass sie nach langjähriger Zusammenarbeit dem-
nächst in den (wohlverdienten) Ruhestand geht. Alles Gute! 
 
Mainhausen, im Oktober 2017 Jochen Marly 
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